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»Ökologisches und ökonomisches Desaster«
Hungener Grüne fordern grundsätzliches Umdenken in der Waldwirtschaft

Hungen (pm). Grundlegende
Kritik üben die Hungener Grü-
nen am Waldwirtschaftsplan.
Seit Jahren weise die Fraktion
auf die Folgen des Klimawan-
dels hin, doch das Planwerk
fokussiere sich auf Einschläge,
zu gewinnende Holzmengen
und die Hoffnung auf Gewin-
ne aus dem Holzverkauf. »Aus-
sagen zu den weiteren Funk-
tionen des Waldes und deren
Werte für die Bevölkerung feh-
len weitgehend«, kritisieren
die Grünen in einer Pressemit-
teilung. Seit vielen Jahren
schwinde so der Holzvorrat
des Hungener Stadtwaldes, oh-
ne dass man mit reduzierten
Hiebsätzen entgegensteuert.
Er liege mittlerweile deutlich
unter dem Hessischen Landes-
durchschnitt.

»Selbstverständlich können
Förster nichts für Stürme und
Dürren«, schreiben die Grü-
nen. Aber für die geringe Resi-

lienz der von ihnen betreuten
Wälder seien sie sehr wohl
verantwortlich. »Eine Forst-
wirtschaft, die meist einseitig
auf das Maximieren der Holz-

erträge gesetzt hat, ist nicht
nur in Hungen krachend ge-
scheitert«, sagt Stadtverordne-
ter Frank Bernshausen. Es feh-
le die Widerstandkraft natürli-

cher oder naturnaher Wälder
gegen die mit dem Klimawan-
del einhergehenden Verände-
rungen. Dies sei auch im
Stadtwald offensichtlich.

Holzvorrat erhöhen

Während hier naturnahe,
behutsam oder ungenutzte Be-
stände von heimischen Laub-
bäumen in der Regel gut
durch drei Dürrejahre gekom-
men sind, wiesen Nadelholz-
bestände (und dies gilt nicht
nur für die Fichte) sowie stark
genutzte Laubholzbestände
große Schäden auf. Verstärkt
wird die Trockenheit nach An-
sicht der Grünen noch durch
in Teilen engmaschige Rücke-
gassen-Systeme, das Räumen
der Seitengräben eines dich-
ten Wegenetzes oder das noch
im Winter 2019/2020 im Lang-
der Wald erfolgte Räumen von
Gräben. Dadurch werde Nie-

derschlagswasser schnell abge-
leitet und die Hochwassersi-
tuation – wie in diesem Früh-
jahr – deutlich verstärkt.
Bernshausen: »Kurz gesagt:
Der Zustand des Waldes ist ein
menschgemachtes ökologi-
sches sowie auch letztendlich
ökonomisches Desaster.«

Um die Entwicklung umzu-
kehren, fordern die Hungener
Grünen, im Stadtwald eine zu-
kunftsfähigere Form der Wald-
bewirtschaftung zu etablieren.
Es gehe darum, den Wald wi-
derstandsfähiger gegenüber
den sich abzeichnenden Ver-
änderungen zu machen. Die
Grünen plädieren für eine na-
turnahe Bewirtschaftung der
vorhandenen Bestände, die
Förderung standortheimischer
Baumarten aus Naturverjün-
gung sowie die deutliche Erhö-
hung des Holzvorrates.

Noch vorhandene Altbestän-
de aus Laubholz seien behut-

sam zu nutzen oder in Teilen
aus der Nutzung zu nehmen.
Weiterhin müssten sämtliche
entwässernde Strukturen zu-
rückgebaut und eine dezentra-
le naturangepasste Wasser-
rückhaltung im Wald etabliert
werden.

An Mittelhessens größtem
Naturschutzgebiet, das östlich
von Hungen entsteht, sollte
sich nach Meinung der Grü-
nen die Stadt Hungen mit ei-
genem Wald beteiligen. Neben
der unbestrittenen ökologi-
schen Vorteile stünden hier
auch Mittel aus dem Wildnis-
fond der Bundesrepublik
Deutschland für den Verzicht
der forstlichen Nutzung zur
Verfügung. »Diese kompensie-
ren bei weitem die aktuellen –
und auch auf Jahrzehnte in die
Zukunft gerechnet – kommen-
den Erlöse aus der Holz-
produktion auf diesen Flä-
chen.«

Die Hungener Grünen kritisieren eine auf Gewinnmaximie-
rung ausgerichtete Waldwirtschaft. FOTO: PM

»Dorf Kult(ur) 2021«

Schlagerfrühstück,
»Grüffelo«, Musik
und Poetry Slam

Hungen (pm). Ohne langen Vor-
lauf haben Protagonisten ein
Event aus dem Boden ge-
stampft, um am Samstag, 10.
Juli, endlich wieder Kultur und
Unterhaltung an die Menschen
zu bringen. Das H²T-HinterHof-
Theater veranstaltet in Koope-
ration mit der Stadt und dem
»Verein zur Förderung einer
Stätte der Begegnung, Bera-
tung und Kultur« ein Genera-
tionenfest. Unter dem Titel
»Dorf-Kult(ur)« finden an der
Markthalle am Zwenger drei
Veranstaltungen statt, die je-
der Generation etwas bieten
sollen. Schirmherr ist Bürger-
meister Rainer Wengorsch.

Den Auftakt macht das Duo
»Anja und Harald« beim
»Schlagerfrühstück« von 11 bis
13 Uhr. Mit Schlagern und
Volksmusik aus den vergange-
nen 50 Jahren sorgen die bei-
den Musiker für gute Laune.

Weiter geht es um 15 Uhr
mit dem »Grüffelo«. Das Thea-
ter Karo Acht bringt die Fabel
über Furcht und Unerschro-
ckenheit als poetisches und
musikalisches Theaterstück
auf die Bühne.

Groß raus kommen moder-
ne Poeten bei einem Poetry
Slam um 19.30 Uhr. Bei dem
»Dichterwettstreit« präsentie-
ren acht Teilnehmer ihre
selbstverfassten Texte und tre-
ten gegeneinander an. Alle li-
terarischen Formen und Gen-
res, beispielsweise Lyrik, Kurz-
prosa, Rap oder Comedy-Bei-
träge, sind erlaubt. Dabei gilt
es, ein Zeitlimit von meistens
fünf bis sechs Minuten einzu-
halten, bei einer Überschrei-
tung kann dem Dichter das
Mikrofon entzogen werden.
Die Zuhörer küren anschlie-
ßend den Sieger.

Im Umfeld des Poetry Slam
wird ein buntes Rahmenpro-
gramm aus Tanz und Musik
geboten. Sängerin »Motte«
wird unter anderem mit Hits
ihrer Idole Billie Eilish und Ca-
lum Scott unterhalten. Karten
für alle Veranstaltungen gibt
es bei »Buck« in Hungen oder
per E-Mail an orga@hzweit.de.
Wer noch keine Eintrittskarte
hat, sollte sich jeweils eine
Stunde vor Beginn der jeweili-
gen Veranstaltung an der Kas-
se einfinden. Wer sein Ticket
im Vorverkauf erworben hat,
kann nach einem kurzen Da-
tenabgleich ohne große Warte-
zeit auf das Gelände.

Nächste Etappe: Digitalisierung
Städteservice Laubach/Lich für eine effiziente und bürgernahe Verwaltung

Laubach (tb). Bürgernah, part-
nerschaftlich, effizient – drei
Aspekte, die für Laubachs Bür-
germeister Matthias Meyer bei
Projekten interkommunaler
Zusammenarbeit gegeben sein
müssen. Beim Städteservice
Laubach/Lich, so der Name des
2018 gegründeten Gemeinde-
verwaltungsverbandes, sieht
man dies als gegeben an. Mehr
noch: Die Verantwortlichen
sind sich einig, die Kooperati-
on weiterzuentwickeln. Nächs-
tes großes Ziel: Digitalisierung
der Rathäuser.

Mehr Kompetenz,
weniger Kosten

Anlass, über neue IKZ-Per-
spektiven zu reden, bot die
Übergabe von 50000 Euro am
Mittwoch im Laubacher Rat-
haushof. Claus Spandau, IKZ-
Beauftragter des Landes, über-
reichte den Bescheid an Meyer
und dessen Licher Amtskolle-
gen Dr. Julien Neubert.

Empfänger der Landesmittel
ist der 2019 geschaffene ge-
meinsame Ordnungs- und Ver-
waltungsbehördenbezirk Lau-
bach/Lich. Aus rechtlichen
Gründen durfte der Städteser-
vice Aufgaben wie Verkehrs-
überwachung, Gefahrenab-
wehr oder Gaststättenkonzes-
sionen nicht übernehmen.

Auch diese Kooperation, da
waren sich alle einig, generie-
re einen »Mehrwert für den
Bürger«. Denn andernfalls wä-
ren, schon wegen des begrenz-

ten Personalbestandes, viele
Aufgaben gar nicht zu bewälti-
gen. Als Beispiel nannte Neu-
bert die – bei dieser Gemein-
degröße nur dank IKZ mögli-
che – Schaffung einer Stadtpo-

lizei, deren Kompetenzen im
Vergleich zum Ordnungsamt
weiterreichen. Dank eines Per-
sonalbestands von gleich vier
Kollegen seien auch Kontrol-
len der Allgemeinverfügungen

zur Eindämmung der Pande-
mie zu organisieren gewesen.
»Als schlagkräftiges Ordnungs-
amt sind wir da so etwas wie
der Musterschüler«, meinte
der Licher. Die Bußgelder sei-

en schließlich dem Kreis zugu-
te gekommen, fügte er mit ei-
nem Schmunzeln an. Dies mit
Blick auf Spandau, hier in sei-
ner Funktion als Kreistagsvor-
sitzender. Dass die Einnahmen
an gemeinnützige Einrichtun-
gen weitergeleitet wurden,
gab er zu Protokoll.

»Die Ansprüche gerade an
die Ordnungsämter werden
immer größer«, unterstrich
nun Hessens IKZ-Beauftragter.
Stehe mehr Personal mit un-
terschiedlichen, sich ergän-
zenden Erfahrungen, speziali-
sierten Sach- und Rechtskennt-
nissen bereit, sei das ein gro-
ßer Gewinn für die Bürger. In
deren Sinne fördere das Land
die Weiterentwicklung des Be-
zirks. Die 50000 Euro seien da-
bei gut angelegt, schließlich
werde dank der Kooperation
allein an Personalkosten
167000 Euro eingespart.

Bisher 300000 Euro
IKZ-Förderung

Am Ende machte Spandau
den Bürgermeistern noch
Hoffnung auf weitere Zuschüs-
se, jetzt an den Städteservice
Laubach/Lich. Von 150000 bis
200000 Euro war die Rede.
Geld für eingangs erwähnte
neue IKZ-Projekte wie die Digi-
talisierung der Rathäuser oder
das Archivwesen. Übrigens: Bis
dato hat der Verband, mit
rund 23000 Einwohnern der
größte in Hessen, bereits
300000 Euro erhalten.

Landeszuschuss für den Ausbau der Zusammenarbeit von Laubach und Lich (v. l.): Claus Span-
dau, Julien Neubert, Matthias Meyer und Tobias Wengorsch. FOTO: TB

Zunächst interne Testläufe und Prüfung
Stadtverordnete bremsen FDP-Vorstoß für Audio-Livestreams aus

Laubach (tb). Ob die Laubacher
künftig die Sitzungen ihrer Po-
litiker live verfolgen werden
können, so wie es die FDP be-
antragt hat? Für eine Antwort
ist es noch zu früh, zunächst
gibt es einen internen Probe-
lauf, um v.a. datenschutzrecht-
liche Bedenken auszuräumen.
Darauf hat sich das Stadtparla-
ment mit der Mehrheit von 15
Stimmen geeinigt. Für acht
Mandatsträger von CDU, SPD
und FW aber war selbst der
Probelauf kein gangbarer Weg.

Vorausgegangen war eine
ausführliche Beratung des
FDP-Antrags, per Änderung der

Hauptsatzung Livestreams (nur
Audio, nur aus dem Plenum,
keine Speicherung) zu ermögli-
chen. Liberalen-Sprecher Flori-
an Kempff warb eindringlich
um Zustimmung: »Politik
braucht Öffentlichkeit. Nicht
erst Corona, auch Familie und
Beruf erschweren die Teilhabe
an lokalen politischen Ent-
scheidungsprozessen.« Als Bei-
spiel verwies er auf die Mutter,
die des Abends nicht an Sitzun-
gen teilnehmen könne, selbst
wenn um Kitas gehe. Mit dem
Streaming entspräche Laubach
dem Interesse der Bürger, re-
klamierte Kempff. Und verwies

auf ein Angebot seiner Firma
IPMotion, die Dienstleistung
bis zu 500 Aufrufen kostenfrei
zu stellen.

FDP an CDU:
Armutszeugnis

»Weder Audio noch Video!«,
stellte CDU-Sprecher Siegbert
Maikranz klar. In seiner Frakti-
on gebe es viele Neue, die sich
erstmal orientieren müssten,
auch was Ausführungen co-
ram publico angehe. Und:
Auch ohne Speicherung sei ei-
ne Verbreitung im Netz mög-
lich. Im Übrigen gebe es genug

Wege der Information. Für
Kempff ein »Armutszeugnis«,
das gebotene Maß an Transpa-
renz sollte man auch von der
Union fordern können. Ob je-
mand am Mikro reden könne
oder nicht, das sei auch nicht
das Problem: Per Stummtaste
könne jeder eine Übertragung
ausschließen. »Irritiert« zeigte
sich auch Heinrich Philippi
(FW), werbe die CDU doch für
Digitalisierung. Auch er
sprach sich für dieserart Teil-
habe der Bürger aus.

Wiewohl offen fürs Strea-
ming, sah Andreas Wenig
(Grüne) doch Klärungsbedarf.

Seine Fraktion beantragte da-
her Prüfungen – vor allem von
Kosten und Datenschutzfragen
– sowie die Vorlage eines Kon-
zeptes durch den Magistrat.

Für Kempff wäre damit eine
ziemliche Verzögerung ver-
bunden. Eine unnötige zumal,
da gerade Bedenken des Per-
sönlichkeitsschutzes unbe-
rechtigt seien, wie das Beispiel
Frankfurt zeige. Mark Wittek
(FW) sorgte schließlich für die
Lösung: Gemäß seinem Vor-
schlag beschloss das Plenum
zwei interne Tests einer Audio-
und Videoübertragung, gekop-
pelt mit dem Grünen-Antrag.


